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ORTSPLANUNG BERKEN 1
Entwurf Raureglement

A ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1 Gelmn gsbereich

1 Das Baureglement bildet zusammen mit dem Zonenplan die bau-
rechtliche Grundordnung der Gemeinde.

2 gilt für das ganze Gemeindegebiet

3 Es ist als ergänzendes Recht anwendbar, soweit besondere baurecht
liche Ordnungen bestehen.

Artikel 2 Vorbehalt kantonalen. eidgenössischen und kommunalen Rechts

Die einschlägigen Bestimmungen des eidgenössischen, kantonalen und
kommunalen Rechts, namentlich des Raumplanungsgesetzes, des
Umweltschutzes, des Baugesetzes und seiner Ausführungserlasse
bleiben vorbehalten (vgl. Ubersicht im Anhang).

Artikel 3 Verhülmis zum Privatrecht

1 Im Verhältnis unter Nachbarn sind die Eigentumsbeschränkungen,
insbesondere die Bau- und Pflanzabstände des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches (ZOB) und des bernischen Einführungsgesetzes
zum Zivilgesetzbuch (EGzZGB) insb. An. 79 ffEGzZGB zu beachten.

2 Die Vorschriften des Batweglementes sind zwingend und können
durch private Vereinbarungen nur geändert oder aufgehoben werden,
sofern eine solche Möglichkeit ausdrücklich vorgesehen ist.

Artikel 4 BesitzstandsgaranHe

1 Die Besitzstandsgamnüe ist im Umfang der kantonalen Gesetzge
bung gewährleistet (An 3 BauG; 63 Abs. 4 SBG; 90 BauV).

2 Vorbehalten bleiben die in Zonenvorschriften abweichend geregelten
Sachverhalte.
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B ALLGEMEINE VORAUSSETZUNG ZUR ÜBERBAUUNG

B1 Baubewilflgung

Artikel 5 BaubewiuigungspflichVBaubeginn

1 Für alle Bauten, Anlagen und Vorkehren, die unter die Bestimmun
gen der Baugesetzgebung, namentlich des kantonalen Baugesetzes
vom 9.6.1985, des kantonalen Bewilligungsdelaetes vom 10.7.1970,
da kantonaien Bauverordnung vom 6.3.1985 sowie dieses Reglemen
tes fallen, muss vor Baubeginn die Baubewiffigung rechtskräftig erteilt
sein.

2 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über den vorzeitigen Baube
ginn und die Befreiung vom Bewilligungseffordemis (An. 6 BewD).

Artikel 6 Voraussetzung dr Erteilung

1 Bauvorhaben sind zu bewilligen, wenn sie den Voraussetzungen von
An. 2 BauG entsprechen.

2 Insbesondere müssen sie

a die bau- und planungsrechtlichen Bestimmungen von Bund, Kanton
und Gemeinde einhalten;

b den Anforderungen der Energie- (EnG, EnV) und Umweltschutzge
setzgebung (USG und Vo) entsprechen;

c den Anforderungen des Onsbild- und Landschaftsschutzes genügen
(Art9ffBauG,l2ffBauV);

d über eine hinreichende Erschliessung, die erforderlichen Abstellplät
ze für Motorfahneuge und Fahrrider (Art. 16 if BauG, 49 lT BauV)
verfügen;

e allßllige besondere Bauvorschriften berücksichtigen.

3 Für die Voraussetzungen für Ausnahmebewiiligungen ist das kanto
nale Recht massgebend.

B2 Erschliessung

Artikel 7 Hinreichende Erschliessung

Die Erschliessung des Baugrundes (hinreichende Zufahrt, Wasser- und
Energieversorgung, Abwasserleinmg und -reinigung, Entwässerung)
muss auf den Zeitpunkt da Fertigstellung des Baues oder der Anlage,
wenn nötig bereits bei Baubeginn, erstellt sein.
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Artikel 8 Gestaltung

1 Strassenplanung und bau sind auf die anzustrebende Gestaltung des
gesamten Verkehrs und der weiteren Nutzungen auszurichten. Dabei
ist auf die Bedikfhisse aller Verkehrsteilnehmer und auf den Schutz
der natürlichen Lebenspirndiagen zu achten.

2 Bei allen Projekten im Strassenraum ist darauf zu achten, dass die
bestehende Grünsubstanz erhalten bleibt oder ersetzt wird, bzw. neue
Elemente eingebracht werden. Es kann sich dabei um Einzelbäume,
Baumreffien, Grünstreifen, Hecken usw. handeln.

Beim Neubau oder Änderung von Verkehrserschliessungsanlagen in
der Landwfrtschaftszone und von Abstellpläten ist gundsätziich eine
unversiegelte Oberfläche anzustreben (vgl. Schriftenreihe Umwelt
schutz Nr. 50; Bau durchlässiger und bewachsener Plätze; BUWAL,
1986).

B3 Umgebungsgestaltung

Artikel 9 Umgebunsuestaltun

1 Die Umgebung von Bauten und Anlagen ist so zu gestalten, dass sich
eine gute Einordnung in die Landschaft und Siedlung ergibt

2 Es dürfen nur standortheimische Bäume, Sträucher und Hecken ge
pflanzt werden. Insbesondere ist das Anpflanzen von Wachholder ver
boten.

Artikel 10 TerrainveränderunRen. Stütz- und Furtermauem

1 Terrainveränderungen sind so zu gestalten, dass sie die bestehende
Umgebung nicht beeinträchtigen und ein guter Ubergang zu den Nach
bargrundstücken entsteht.

2 Ökologische Sperren sind zu vermeiden.

3 Stütz- und Funermauem sind mit möglichst natürlichen Materialien
auszuführen und zu begrünen. Sie dürfen die Höhe von 1.2 m nicht
überschreiten.
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C BAUPOLIZEUJICHE VORSCHRIFTEN

Cl Bauweise

Artikel 11 . Bauweise

Wo es nicht anders bestimmt ist, gilt die offene Bauweise.

2 Der Zusammenbau von Gebäuden ist innerhalb der zulässigen Ge
samüänge gestattet

Artikel 12 Tenainverändenm gen

Sämtliche Terrainverändemngen bedürfen einer Baubewilligung.

C2 Bauabstände

Artikel 13 Bauabst!nde. Baulinien -

1 Die in den folgenden Bestimmungen festgelegten Bauabstände,
gelten für das ganze Gemeindegebiet, soweit nicht in Uberbauungsord
nungen spezielle Bauabstände festgelegt oder mittels Baulinie
bestimmt sind.

2 Baulinien gehen den reglementarischen und den in Überbauungsvor
schriften festgelegten Bauabständen vor.

Artikel 14 Srrassenabsmnd

1 Der Bauabstand von den Strassen Berkenbrücke - Gemeindegrenze
Graben und Unterberken - Gemeindegrenze Heimenhausen beträgt
5.00 m, von den übrigen Strassen 3.60 m.

2Für bewilligungsfreie Bauten gilt ein Strassenabstand von 2.0 in.

3 Jm übrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes über Bau und
Unterhalt der Strasse An 63 SBG.

Artikel 15 Bauabstand von Gewässern

Von Gewässern ist ein Bauabstand von wenigstens 30 m einzuhalten.
& wird von der oberen Böschungskante aus gemessen. Für Bauten am
Wasser bleibt das kant. Wasserbaugesetz (WBG, An. 48) vorbehalten.

Artikel 16 Bauabstand vom Wald

Der Waldabstand richtet sich nach dem kantonalen Forstgesetz (FaG)
und beträgt mindestens 30 in.
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Artikel 17 Bauabstand von Zonenrenzen
Von Zonengrenzen sind die gleichen Abstände einzuhalten wie von
benachbarten Grundstücken.

Artikel 18 Bauabstände gegenüber nachbarlichem Grund

1 Bei der Erstellung von Bauten, welche den gewachsenen Boden
übenagen, sind gegenüber dem nachbarlichen Grund die in An. 34
festgesetzten kleinen und grossen Grenzabstände zu wahren.

2 Gebäude mit Wohn- oder Arbeitsräumen haben auf einer Gebäude-
seite einen grossen Grenzabstand einzuhalten. Dieser darf nicht im
Norden liegen, ist aber sonst durch die Bauherrschaft selbst festzule
gen. Für Gebäude ohne Wohn- und Arbeitsräume gilt für alle Gebäu
deseiten der kleine Grenzabstand.

3 Kleiner und grosser Grenzabstand bezeichnen die zulässige, kürze
ste, waagrechte Entfernung der Fassade (Umfassungswand) von der
Grundstücksgrenze. Werden mehr als 50 % der Fassadenflächen durch

• Balkone oder ähnliche Vorbauten beansprucht, wird der Grenzabstand
von deren Brüstung aus gemessen (vgl. grafische Darstellung im An-

• hang).

Im Ortsbildschutzgebiet ist für die Bemessung der Grenzabstände
von der vorhandenen Bebauung auszugehen. Der Gemeinderat kann
eine Reduktion der reglementafischen Grenzabstände zulassen oder
vorschreiben, wenn dies für das Onsbild wichtig ist und die Wohnhy
giene gewährleistet ist.

Artikel 19 Bauabstände für An- und Nebenbauten

Für bewohnte An- und Nebenbauten, wie gedeckte Sitzplätze,
Ganenhallen und dgl., deren mittlere Gebäudehöhe 3 m und ihre
Grundfläche 30 m2 nicht übersteigt, genügt allseitig ein Grenzabstand
von 3 m.

2 Unbewohnte An- und Nebenbauten sowie bewilligungsfreie Bauten
und Nebenanlagen dürfen bis 2 m an die nachbarliche Grenze reichen,
sofern ihre mittlere Gebäudehöhe 3 m und ihre Grundfläche 40 m2
nicht übersteigt

3 Unbewohnte An- und Nebenbauten sowie bewiffigungsfreie Bauten
dürfen an die Grenze gestellt werden, wenn der Nachbar zustimmt
oder wenn an ein nachbarliches, an der Grenze stehendes
Nebengebäude angebaut werden kann.
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Artikel 20 Banabstände für unterirdische Bauten

1 Unter dem gewachsenen Boden liegende Bauten und Bauteile sowie
unterhtlische Bauten dürfen bis 1 m an die Gmndstücksgrenze, mit
Zustimmung des Nachbarn bis zur Grundstücksgrenze hennreichen.

2Unte±clische Bauten sind solche, welche das gewachsene Terrain an
keiner Stelle um mehr als 1.2 m überragen und höchstens eine Fassade
frei gelegt oder mit einem Zugang oder einer Zufahrt versehen ist.
Weder freigelegte Fassade noch Zugang und Zufahrt dürfen innerhalb
des Meinen Grenzabstandes liegen.

Artikel 21 Unterschreiten der Bauabstände pgenüber nachbarlichem Grund
durch Bauteile

1 Grenzabstände dürfen nur mit Ausnahmebewilligung nach kantona
lem Baugesetz oder mit schriftlicher nachbarlicher Zustimmung unter
schritten werden. Mittels Ausnahmebewilllgung darf in der Regel der
privaütchdiche Minimalabstand nicht unterschritten werden.

2 Näherbaubewilligungen dürfen nicht zur Unterschreitung des vorge
schriebenen Gebäudeabstandes führen.

Artikel 22 Anlaen und Bauteile im Grenzabstand

1 Vorspringende offene Bauteile wie Voitlächer, Vorteppen, Baflcone
(auch mit Seitenwänden und abgestützte) dürfen höchstens 2 m in den
Grenzabstand, den Strassenabstand und den Gebäudeabstand hineinra
gen.

2 Für Einfriedungen, Stützmauern, Böschungen sowie Abort- und
Düngeguben gelten die Bestimmungen des Einführungsgesetzes zum
Zivilgesetzbuch auch als öffentlich-rechtliche Vorschriften der
Gemeinde.

Artikel 23 Gebäudeabstand

1 Der Abstand zweier Gebäude muss wenigstens der Summe der da
zwischenliegenden, für sie vorgeschriebenen Grenzabstände entspre
chen. Bei Gebäuden auf demselben Grundstück wird er berechnet, wie
wenn eine Grenze zwischen ihnen läge.

2 Für unbewohnte An- und Nebenbauten kann die Baupolizeibehörde
den Gebäudeabstand gegenüber Bauten auf demselben Grundstück,
und mit Zustimmung des Nachbarn gegenüber Nachb&bauten, bis auf
2 m herabsetzen, wenn nicht öffentliche Interessen entgegenstehen.

3 Für landwirtschaftliche Zweckbauten auf demselben Grundstück
können kleinere Abstände gestattet werden, wenn dies durch einen ra
donellen Beniebsablauf erfordert wird.
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4Gegenüber Bauten, die aufgrund früherer baurechtlicher Bestimmun
gen den nach diesem Reglement vorgeschriebenen Grenzabstand nicht
einhalten, reduziert sich der Gebäudeabstand um das Mass des
fehlenden Gitnzabstandes. Die Baupolizeibehörde kann jedoch den
Gebäudeabstand angemessen vergrössern, wenn sonst für das
altrechtliche oder für das neue Gebäude die Beschattungstoleranzen
der Bauverordnung überschritten würden.

5Vorbehalten bleibt die Befugnis zum Zusammenbau.

C3 Baugestaltung

Artikel 24 Grundsatz

1 Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass zusammen mit der
bestehenden Umgebung eine gute Gesamtwirkung entsteht. Die
Beurteilung dieser Gesamtwirkung richtet sich nach der bestehenden,
bei Vorliegen einer genügend detaillierten Nutzungsplanung nach der
zukünftigen Umgebung.

Bauten, welche diese Anforderungen nicht erfüllen, sind unzulässig,
auch wenn sie den übrigen Bauvorschriften entsprechen.

2 der Beurteilung, ob eine gute Gesamtwirkung entsteht, ist beson
ders auf die folgenden Elemente einzugehen:

- Standort, Stellung, Form, Proportionen und Dimensionen eines Ge
bäudes;

- Gestaltung inkl. Farbgebung von Fassaden und Dach;

- Eingänge, Ein- und Ausfahrten;

- Aussenräume, insbesondere das Vorland, die Begrenzung gegen
den öffentlichen Raum und die Bepflanzung, soweit sie für den
Charakter des Aussenraumes bestimmt ist;

- Abstellplätze für Motoffahrzeuge;

- Terrainveränderungen.

Aus der Baueingabe muss ersichtlich sein, dass das Projekt diesen
Elementen im Sinne von Abs. 1 Rechnung wägt.

Mit der Baueingabe sind folgende Unterlagen einzureichen:

- Situaüonsplan mit Darstellung der Nachbarbauten, beidseitig und

auf

der gegenüberliegenden 5 ssenseite;

- Umgebungsgestaltungsplan mit Höhenangaben für den gewachse
nen Boden und das fertige Terrain.

Die Gemeindebehörde kann den Baugesuchsteller bei Bauvorhaben,
die für ihre Umgebung nicht bedeutungsvoll sind, von der Vorlage
einzelner Unterlagen entbinden oder die Anforderungen herabsetzen,
oder in besonderen Fällen zusätzliche Unterlagen verlangen (BewD
An. 15).
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4 in Schutzgebieten und bei geschützten und erhaltenswenen Gebäu
den werden Baugesuche mit ihrer Umgebung vor ihrer Behandlung
durch einen die Gemeinde beratenden Fachausschuss beurteilt, der aus
mindestens zwei unabhängigen, in Gestaltungsfragen ausgewiesene
Fachpersonen besteht. Der Gesuchsteller ist berechtigt, seine Projekt-
absichten durch den Fachausschuss als Voranfrage beurteilen zu
lassen.

Überbauungscrdnungen sind dem Fachausschuss zur Begutachtung
vorzulegen, bevor der Gemeinderat diese zur Vorprüfung einreicht.

Artikel 25 Gebäudelänge

Die Gebäudelänge der Gebäude- oder Gebäudegruppen einschliess
lich der bewohnten An- und Nebenbauten ist auf die in Art. 34
genannten Masse beschränkt.

2 Bei Gebäuden mit unregelmässigen Grundrissen ist die Gesamtlänge
am flächenmässig kleinsten umschriebenen Rechteck zu messen (vgl.
Skizze im Anhang).

Artikel 26 Gebäudehöhe

1 Die Gebäudehöhe wird lii den Fassadenmitten gemessen und zwar
vom gewachsenen Boden, An. 97 BauV, bis zur Schnittlinie der
Fassadenflucht mit Oberkant des Dachspanens. Abgrabungen für
Hauseingänge und Gangeeinfahnen, deren Breite insgesamt nicht
mehr als 5 in pro Fassadenseite beträgt, und Giebelfelder werden nicht
an die Gebäudehöhe angerechnet

2 Die zulässige Gebäudehöhe (Art34) darf auf keiner Gebäudeseite
überschritten sein. Bei Bauten am Hang ist mit Ausnahme der
bergseiügen Fassade überall eine Mehrhöhe von 1 m gestattet Als
Hang gilt eine Neigung des gewachsenen Bodens, die in der Fallinie
gemessen innerhalb des Gebäudegrundfisses wenigstens 10 % beträgt.

Artikel 27 Gestaffelte Gebäude

1 Bei Gebäuden, deren Schnitüinie zwischen Fassadenflucht und
Oberkante des Dachspanens (bei Hachdachbauten Oberkante der
Brüstung) in der Höhe gestaffelt ist, und bei Bauten am Hang, die im
Grundriss gestaffelt sind, ist die Gebäudehöhe für jeden dieser
Gebäudeteile gesondert zu messen.

2 Als Staffelung gilt eine Gebäudeversetzung bzw. ein Vor- oder
Rücksprung von wenigstens 2 in. Fassadenrücksprünge, gebildet durch
Loggia, Balkone, Sitzplätze und dergleichen werden nicht berücksich
tigt
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Artikel 28 Geschosse (ober- und unterirdisch)

1 Als Geschosse zählen das Erdgeschoss und die Obergeschosse.

2 Das Kellergeschoss zählt als Geschoss, wenn es im Mittel aller•
Fassaden bis oberkant Erdgeschossboden gemessen den fertigen
Boden um mehr als 1.20 m überragt. Abgnbungen fik Hauseingänge

•

. und Garageeinfahnen, welche insgesamt nicht mehr als 5 m pro
• Fassadenseite betragen, werden nicht angerechnet.

3 Der Dachausbau zählt als Geschoss, wenn die Kniewandhöhe, in der
Fassadenflucht von oberkant Dachgeschossfiissboden bis oberkant
Dachsparren gemessen, 0.40 m überschreitet.

Artikef 29 Dachausbau

Der Einbau von geschlossenen Wohn- und Arbeitsräumen im
Dachraum ist auf einer Nutzungsebene zulässig.

Artikel 30 Dachgestaltun. Dachauftauten

1 Flaehdachbauten sind nicht zugelassen.

2 Für Hauptgebäude sind nur Sattel- oder Waimdächer gestattet Die
Dachneigungen müssen zwischen 25° und 45° liegen.

3 Für kleine An- und Nebenbauten und flur gewerbliche Bauten bis zu
3 m Gebäudehöhe und 40 m2 Grundfläche sind auch andere Dachfor
mai. und Dachneigungen gestattet

Das Orts- und Suissenbild störende Dachformen und die Veiwen
dung glänzender, durchrostender oder sonstwie auffiifliger Beda
chungsmaterialien sind untersagt.

Zur Belichtung von Dachräumen sind nur Lukarnen und Dachflä
chenfenster zulässig. Sie dürfen zuspmmen nicht mehr als 1/3 der
Fassadenlänge des obersten Geschosses aufweisen und mit keinem
Teil näher als 1.5 m an eine Fint- oder Gratlinie oder an den Dachnnd
heranreichen. Der Abstand zum Ort oder Traufe muss mindestens dem
Vordach entsprechen. Lukarnen und Dachflächenfenster sind in Farbe
und Material der Dachfläche anzugleichen. Zwischen den einzelnen
Dachaufbauten ist ein Abstand von mmd. 1.0 m einzuhalten.

6Lukamen dürfen nicht breiter als 1.8 m sein.

“ Dachflächenfenster sind hochformatig anzuordnen. Ihre Lichffläche
darf 1.0 m2 nicht übersteigen.

8 Übereinander in der gleichen Dachfläche angeordnete Dachaufbau
ten und Dachflächenfenster sind nicht gestattet.

9 Bei Sonnenkoflektoren zieht der Gemeinderat eine neutrale Fach-
instanz zur Beratung bei.

10 Die traditionellen Dachformen von Bauernhäusern und scheunen
sind beizubehalten. Bei Hauptgebäuden muss der Dachvorspnmg min
destens 1.2 m beagen.
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- C4 Gesundheit! Energie

• Artikel 31 Urmschutz ..

1 PUr den Lärmschutz ist die Lärmschutzvemrdnung des Bundes
(LSV) massgeben&

2 Die Zuordnung der Empflndhchkeitsstufen ist in den Zonenvor
schnften dieses Reglementes festgelegt

—•.

- - -

D ZONEN- UND GEBIETSVORSCHRIFTEN
D 1 Allgemdnes

Artikel 32 Bedeutung. Nutzung und Gestaltung

1 Die Zonen- und Gebietsvonchriften bestmmen die Art der Nutzung
resp. die Nutzungsbeschränkungen.

2 Sie legen das Mass und die Bedingungen der zulässigen baulichen
Nutzung fest

• 3 Ausserhalb der Kiesabbau- und Ablagenmgszonen dürfen keine Ma
terialenmahme- und Deponiestellen errichtet werden.

Artikel 33 Baupolizeiliche Masse

kGA gGA GH FH GL G

Wohnbauten bis 50 %
Gewerbeanteil 5m lOm im - 20m9 2

Wohn-/Gewerbebauten
(Gewerbeanteil aber
50%) 6w 12m 3m - 30w 2

Landwirtschaftliche und
gewablicheBauten 5w 5w - 10w 40m

Jsgende:

-

kGA kleiner Grennbstand
• -

. gGA: grosser Grenzabstand -

- Gebäudehöhe
• • •

•. PH: Firsihöhe
-

•
- •‘ •. - .. ..

GL: - Gebäudelänge
o GeschosszaM

r fl!I11 1 1 ITIV

--

•‚ - .

if‘
— zusätzlich 5 m gestattet für kleine Anbauten
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D 2 Nutzungswnen

Artikel 34 Kiesabbau- und Ab1aerungszone Sektor A

1 In der Kiesabbau- und Ablageningszonen SektoiA dürfen Material
entnahme- und Deponiesteflen errichtet werden.

2Betriebsnotwendige Bauten sind gestattet Die Einrichtung von Kies
aufbereitungs- und Ferrigbetonanlagen ist untersagt

3 Der Kiesabbau, die MaterialaNagening und die Rekulüvierung ha
ben grundsätzlich entsprechend den Auflagen in der Baubewilligung
und Gewässerschutzbewilflgung zu erfolgen.

4DaS Abbauvolumen darf gesamthaft jährlich 100‘OOO m3 nicht über
schreiten.

• 5 Nach der Rekulüviemng werden die einzelnen Gebiete wieder der
landwirtschaftlichen Nutzung zugewiesen.

6 Es gelten die Besdmmungen für die L&mempfindlichkeitsstufe W
• (An 43 LSV);.

Artikel 35 Kiesabbau- und Ablaemnqszone Sektor B

1 In der Kiesabbau- und Ablagemngszonen Sektor B dürfen Material-
entnahme- und Deponiestellen errichtet werden.

2 Die Einrichtung von Kiesaufbereitungs- und Feffigbetonanlagen ist
gestattet

3Es gehen die Bestimmungen filz die Urmempfind]ichkeitsstufe W
(Art 43 LSV).

Artikel 36 Land.. itchafL..

11 5‘.1LL.U d. LÄfl5iU fbA £. LLu flutllidikw& UI
(‘..L43L37). Artikel gestrichen, gemäss Genehmi—
gungsbeschluss vom 27.O‘f.1994 des Amtes fUr
Gemeinden und Raumordnung

Artikel 37 Richtplan Kiesabbau

Für einen möglichen Kiesabbau im Gebiet Rüffne gilt die Hächenbe
grenzung im “Richtplan Kiesabbau Rüdne“.
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D 3 Landwirtschaft

Artikel 38 Landwinschaftszone

1 Die Landwinschaftszone umfasst das Land, welches landwirtschaft-
• lich oder für den Reb- oder Gartenbau genutzt wird oder im
Gesamünteitsse genutzt werden soll. Waid, Gewässer und
landwirtschaftlich nicht nutzbare Flächen gehören nicht dazu.

2 Das Bauen in der Landwirtschaftszone richtet sich nach den
Vorschriften des RPG und des BauG.

3 In der Landwinschaftszone zulässige Bauten und Anlagen sind
besonders sorgtidg auf die Umgebung abzustimmen.

Für Neubauten ist der Standort so zu wählen, dass das Landschaftsbild
möglichst wenig beeinträchtigt wird.

Es gelten die Bestimmungen für die Urmempfindlichkeitsstufe UI
(Art43LSV).

D 4 Schutzgebiete und Schutzobjekte

Artikel 39 Landschaftsschutnebiet A

Der Stauweiher am See-Bach soll mit seiner Umgebung als natumaher
Lebensraum erhalten bleiben. Eingriffe, die den natürlichen Zustand
beeinträchtigen können, sind untersagt (Bauten, Abgrabungen, Auffül
lungen, Trockenlegungen). Die bisherige fischereiliche, land- und
forstwinschaftliche Nutzung sowie Pflegemassnahmen bleiben vorbe
halten, soweit sie dem Schutzziel nicht zuwiderlaufen. Nötigenfalls
können neutrale Fachinstanzen beigezogen werden.

Artikel 40 Landschaftsschutzgebiet B

1 Das Landschaftsschutzgebiet B darf nur landwirtschaftlich genutzt
werden. Das Landschaftsbild darf in seiner Gesamtheit nicht beein
trächtigt werden (Relief, Einzelbäume, Hecken usw.). Bauten und An
lagen im öffentlichen Interesse, die auf einen Standort in diesem Ge
biete angewiesen sind, müssen sich dem Landschaftsbild weinnög
lichst unterordnen. &holungseinrichnmgen und Anlagen sind nur für
eine natumahe Erholung gestattet

2 Gärtnereien, Lagerungsbetdebe der Urproduktion, Ferien- und Wo
chenendhäuser sowie neue Mateflaienmahmestellen, Ablageningsplät
ze, Deponien und Campingplätze sind nicht gestattet

3 Der Gemeinderat kann für Fragen der Bewirtschaftung und Pflege
sowie der Unterordnung und Einpassung von Bauten und Anlagen im
Landschaftsschutzgebiet B neutrale Fachstellen beiziehen.
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Artikel 41 Ortsbildschutz

1 Die als “schützenswert“ bezeichneten Objekte stehen unter dem
Schutz der Gemeinde (kommunale Schutzobjekte) gemäss BauV An.
13, Abs. 4). Für sie gilt BauG An. 10, Abs. 1, lit. b sowie Art. 9, Abs.
2 entsprechend. Sie sind dem Schutzzweck entsprechend zu erhalten.
Veränderungen sind möglich, sofern ihr kulturhistorischer und
architektonischer Wen nicht geschmälert werden. Bei Renovadonen,
Veränderungen oder Ergänzungen an diesen Objekten sowie geplanten
baulichen Veränderungen im Umfeld wird eine frühzeitige Absprache
mit der zustAndigen kantonalen Fachstelle dringend empfohlen.

2 Auf die als “erhaltenswert“ eingestuften Objekte wird hingewiesen.
Sie sind grundsätzlich zu erhalten und zu pflegen. Veränderungen, die
sich einordnen und Erweiterungen, die auf die bestehende erhaltens
werte Bausmiktur und -substanz Rücksicht nehmen, sind möglich. Ein
alifälliger Ersatz müsste bezüglich Stellung, Volumen, Gestaltung und
Qualität hohen Anforderungen genügen und sorgfältig geprüft werden.

3 Zur Beurteilung von Bauvorhaben, welche schützenswerte Objekte
betreffen, zieht die Baubehörde die zuständige kantonaie Fachinstanz
bei. Baugesuche, welche erhaltenswerte Objekte betreffen, können
einer Fachinstanz zur Beurteilung vorgelegt werden.

Im Zonenplan oder im Gebäudeinventar der Gemeinde Berken sind
die Ortsbildschutzgebiete und die “schützenswerten“ Einzelgebäude
als planungsrechflich verbindlich, die “erhaltenswenen“ mit
hinweisendem Charakter festgehalten.

5 Die Bebauung innerhalb der Ortsbildschutzgebiete ist grundsätzlich
in ihrem Bestand und Charakter zu erhalten. An Bauvorhaben in
Ortsbildschutzgebieten sowie an schützenswerten Objekten oder in
ihrem Umfeld werden bezüglich deren Eingliederung ins Ortsbild hohe
Anforderungen gestellt.

6 Die Gemeinde kann Bauvorhaben, welche denkmal- oder
ortsbildpflegeflschen Mehraufwand bedingen, durch Beiträge
unterstützen. Bei der Mittelbemessung wird auf die Bedeutung des
Objektes, den Umfang und die Bedeutung der geplanten Massnahmen
und die finanzielle Leistungsfähigkeit des Eigentümers abgestellt. Das
nähere regelt das vom Gemeinderat zu erlassende Beitragsreglement.
Beiträge sind mit den kantonalen Stellen zu koordinieren.

Artikel 42 Feldgehölze

Alle Feldgehölze und Baumgruppen sind geschützt Sie sind im Um
fang und Bestande zu erhalten. Sie dürfen weder gerodet noch voll
ständig abgeholzt werden. Die nötigen Pflegemassnahmen bleiben vor
behalten. Der Gemeinderat ist befugt, gegebenenfalls Ersatzpflanzun
gen zu verlangen.
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Artikel 43 Bachschutz

1 Die uferbegleitenden Gürtel aus Weich- und Harthölzem entlang der
Gewässer, sind durch geeignete verjüngende Pflegemassnahmen zu er
halten. Zwischen dem Gehölzgünel und der Landwfrtschaftsfläche soll
ein extensiv bewirtschafteter Ackerrandstreifen (Gräser) die Bö
schungsstabffität sichern und den Nährstoffeintag (Dünger) ins Ge
wässer vermindern.

2 Unvermeidbare Uferstabffisiemngen sind gemäss den Handlungs
grundsätzen in Art 15 WBG möglichst mit ingenieurbiologischen Me
thoden auszuführen.

Artikel 44 Archäologische Objekte

Treten bei Grab- oder Bauarbeiten archäologische Bodenfunde zutage,
so sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen und die Baupolizeibe
hörde und der archäologische Dienst des Kantons Bern zur Sicherstel
lung der wissenschaftlichen Dokumentation zu benachrichtigen.

Artikel 45 Historische Verkehrswege

1 Die im Zonenplan bezeichneten historischen Verkehrswege sind in
ihrer Linienführung und Wegsubstanz (gemäss kventarbeschfleb) ge
schützt Wegoberfläche und -breite, Böschungen, wegbegleitende Ve
getation wie Hecken, Einzelbäume oder standongerechter Böschungs
bewuchs dürfen nicht zerstört oder zugeschüttet werden.

2unterhait im ndiflonellem Sinne soll eine angepasste Nutzung ge
währleisten und die Substanz erhalten.

3 Bauliche Eingriffe an historischen Verkehrswegen dürfen dem
Schutzzweck nicht zuwiderlaufen. Sie sind der Fachstelle WS (Inven
tar historischer Verkehrswege der Schweiz) zum Mitbericht zu unter
breiten.

Inventar liegt in der Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf.
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E VERFAHRENSVORSCHRIFTEN

Artikel 46 Verfahren für Vorschriften und Pläne

Für das Planerlassverfahren inklusive Jnformadon und Mitwirkung
sind die Bestimmungen der Baugesetzgebung massgebend (Aa 56
und An 58ff BauG, An. 109 bis 122 BauV).

Artikel 47 Baueingabe

1 Für Form und Inhait des Baugesuches, der Situafions- und Projekt-
pläne sind die Bestimmungen des Baubewffligungsdebetes (Aa 10 ff
BewD) massgebend.

2 Das amtliche Baugesuchsfonnular und weitere Gesuchsformulare
(Gewässerschutz-, Zivilschutzgesuch usw.) können bei der Gemeinde-
schreiberei bezogen werden.

Gesuch ist bei der Gemeindeschreiberei einzureichen.

Bei Neubauten, oder wenn im Zuge von Erneuerung, Erweiterung
und Umbauten die Umgebung neu gestaltet wird, ist dem Baugesuch
ein Umgebungsgestaltungsplan beizulegen. Er gibt Aufschluss über
die Einordnung der Aussenräume in die Landschaft und Siedlung so
wie über deren Gestaltung und Nutzung.

Wo Grund zur Annahme besteht, dass die massgebenden Lärmbela
stungsgrenzwerte überschritten werden könnten, kann die Gemeinde-
behörde ein Läxmgutachten verlangen.

Artikel 48 Zuständigkeit Gemeinderat

1 Der Gemeinderat behandelt als Baupolizeibehörde alle der Gemeinde
übertragenen baurechtlichen Angelegenheiten. Er überwacht die Ein
haltung der Bewilligungen..

2Er beschliesst insbesondere:

a über die Erteilung der kleinen Baubewilligungen im Rahmen der
Vorschriften des Baubewiuigingsdehetes (Art. 9 Abs. 2 BewD);

b über die Erteilung von Ausnahmen im kleinen Baubewilligimgsver
fahren im Rahmen der Bestimmungen der Bauverordnung (Art. 102
Abs. 2 und 3 BauV);

c über die Erhebung von Einsprachen, insbesondere von Planungsein
sprachen im Baubewilligtingsverfahren (An. 35 Abs. 2 und 37
BauG)
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Artikel 49 Widerhandlunpen

Artikel 50

Widerhandilungen gegen die Vorschriften
gegen die übrigen Gemeindebauvorschriften
erlassenen Einzelverfügungen werden nach
der Baugesetzgebung vom Richter geahndet
BauV, Aa 56 BewD und Art 85 SBG).

Jnbafmtten

dieses Baureglementes,
und die gestützt darauf
den Sftafbestimmungen
(An. 50 BauG, Art. 108

1 Die baurechtliche Grundordnung tritt mit ihrer Genehmigung in
Kraft

2 Das Jnjcsafttreten ist vom Gemeinderat zusammen mit der Bekannt
machung der Genehmigung im Amtsanzeiger zu publizieren.

Artikel 51 Aufhebunu bestehender Vorschriften

Mit dem Inkrafttreten der baurechüichen Grundordnung werden
aufgehoben:

- das Baureglement und der Schutzzonenplan vom 14. Mai 1982;

- der Richtplan vom 8. April 1982.
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Abstandsregeln

1. Bauabstände vom öffentlichen Verkehnraum

Anhang 1

0‘.‘,. des Wfnbc*b.n W.h&wssann

::::::;:::Eri L.
F&vtdw.

-

.—— — —

Regel: Der Bauabstand wird gemessen von der bestehenden oder der in rechtsgültigen
Plänen festgelegten künftigen effektiven Grenze des öffentlichen Verkehrsrau
mes. Die Grenze der vermarkten Strassenparzelle ist ohne Bedeutung.

2. Grenz- und Gebäudeabstände

2.1 Gebäude ohne Mehrlärme und Mehrbreite (Grundabstände)

C‘oiw Cvenab,4..4

kleiner GrewabilaM

Regel: Die schraffierten flächen dürfen an keiner Stelle über die Panellengrenze
hinausgehen (Grenzabstand) oder die analogen flächen eines Nachbargebäudes
überdecken (Gebäudeabstand).

10t.



Abstandsregeln Anhang 1

• 2.2 Winkelbauten und Gebäude mit gestaffelten oder unreeelmässi2en GnindHssen

Regel:

a Die nachstehenden Regeln sind nur anwendbar, soweit das abgewinkelte oder
gestaffelte Gebäude oder die gestaffelte Gebäudegmppe gleichzeitig bewilligt und
in einem Zuge erstellt werden;

b der Grenzabstand und der Gebäudeabstand einer im Grundriss gestaffelteii Gebau
desefte werden von der Linie des mittleren Abstandes dieser Gebäudeseite zur
Grundstückgrenze aus gemessen;

c die mittlere Abstandslinie ist parallel zur massgebenden Gmndstückgrenze zu
ziehen und zwar derart, dass die über die Linie vorspringenden Gnmdflssflächen
flächengleich sind mit den hinter der Linie liegenden Grundriss-Rücksprüngen
(baufreie flächen);

d die mittlere Abstandslinie darf in keinem Punkt die reglementarischen Grenz
oder Gebäudeabstände unterschreiten;

e einzelne Gebäudeteile oder Teile einer Gebäudegruppe können - auch auf der
besonnten Längsseite - höchstens bis zu dem von ihrer Ausdehnung
berechneten kleinen Grenzabstand an die Nachbargrenze heranreichen.

Beispiel A Winkelbau

Bemerkungen:

Die Abstandslinie verläuft parallel zu der massgebenden Panellengrenze.

Die flächen A und B müssen gleich gross sein.

Der grosse Grenzabstand wird von der mittleren Abstandsllnle aus gemessen
(rechtwinklig zur Fassade) und aus der Gesamtlänge des Gebäudes (30 m)
errechnet.

Der Gebäudeteil A könnte an sich noch näher an die südliche Grundstückgrenze
herangerückt werden, nämlich bis zum Meinen Grenzabstand, doch müsste in
diesem Falle zur Kompensation die Südfassade des östlichen Gebäudeteils weiter
von der Grenze zurückgenommen werden (vergleiche Grundrissvariante).

12w. 1Km 6.,
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Abstandsregeln

Beispiel B: Gebäudegruppe mit gestaffeltem Grundriss

Anhang 1

a Nördlicher und südlicher Grenzabstand

Bemerkungen:

b: Seitlicher Grenzabstand

1..

Wegen der starken Rückstaffelung ist für den seitlichen Grenzabstand die Fassade
des Gebäudeteils B (Regel e oben) und nicht die mittlere Abstandslinie
ausschlaggebend.

3. Gebäudelän?e

Bei Gebäuden mit unregelmässigen Grundrissen ist die Länge am flächenmässig
kleinsten umschriebenen Rechteck zu messen.

CL

Es - Es - Es

N
+

Fläche AI+A2÷A3=
Fläche B1+B2+B3
Fläche C = Fläche!)

• J

Fläche C = Fläche B

Ot — Gebäudelänge
CD • flächernäs&g kIeinstes umschr4b.nn R.chteck



Abstandsrege(n

4. Grenzabstand von Fassaden mit Balkonen

Anhang 1

O cE
.0

EI o
iBolkon ‘.t •g

L 11 1LF c

Porzellenqrenze —

Grundriss

IBaIkonl 1 IBoIkon2J

H_______

Porzettengrenze

flillt. dt Fnwnnde,iilikhe zu neh als 50 t •I.ttcli ßolkone bedeckt wird, ist
hei Ciet,tohiht,.c;d von dez &US$CLCEI siistuig (varderkant aussercm
ßalkci,akvnsttukt jozisteil) aus zu mnsset..

Grundriss

Fassade

LB•3HG < 0.5‘LF•GH
AB <0.5 Ap

Fassade

0.5 OH
0.5

(LB1.LBZ) 3M0 >

As >

4 linlkolIliug

Gescliossl,6lie

4 a Fuiisadeitliinge

GTI GebiudehaI.e

2 vu.i Ba Lkun..t. bedeckte Fassudeizfillclie — Dulkonliluge x Gescho.shölia
n fltss:idcnfflic,3i. = Fussodcnlfl,wc x CvI.iiudcbüjtc



Gebäudeinventar Anhang II

Gebäudenummer Obiekt EinstufunE

2 Bauernhaus schützenswert
4 Bauernhaus schützenswert
6 Bauernhaus erhaltensweft
6A Bauernhaus erhaltenswert
6B Stöckli erhaltenswert
6E Speicher erhaltenswert
7 Bauernhaus effialtenswert
7A Speicher schützenswert
8 Bauernhaus erhaltenswert
8A Stöck]i schützenswert
1OA Stöckli schützenswert
13 Gasthof erhaltenswert

Eigenwert

schützenswert

Wertvoller Bau von architektonischer und/oder historischer Bedeutung, dessen ungeschmillenes
Weiterbestehen unter Einschluss der wesentlichen Einzelheiten wichtig ist An Renovationen,
Veränderungen oder Ergänamgen sind hohe Qualitätsanforderungen zu stellen und sie bedürfen
besonders sorgfältiger Abklämngen unter Einbezug fachlicher Beratung.

erhaltenswert

Ansprechender oder charakteristischer Bau von guter Qualität, der erhalten und gepflegt werden
sollte. Veränderungen, die sich einordnen und Erweiterung, die auf den bestehenden Bau
Rücksicht nehmen ‚ sind denkbar. Ein aflfälliger Ersatz müsste in Bezug auf Stellung, Volumen,
Gestaltung und Qualität sorgfältig geprüft werden.
Zu dieser Kategorie können auch einst schützenswerte Gebäude gehören, die durch bauliche
Eingriffe verändert oder entstellt worden sind und die sachgerecht wiederhergestellt werden
können.
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- C-esetz über die Nutzung des Wassers van 3. Dezeter 1950 ()

- Veilziehungsverordnung van Wasseniutzungsgesetz van 30. Novter 1951

- Verordnung liter die stel1ung von ‘ftnkwassen‘ersorgimgen (und
AbQasseranlagen) van 4. Januar 1952

- Bundesgesetz über die Wasserbau1izei van 22. Juni 1877

- Gesetz über Ge,sserunterhalt und Wasserbau van 14. Febtar 1989
(Wasserbauaesetz)

- Wasserbeuverordnung van 15. Novrter 1989

- Gesetz über See- und Flussu±er van 6. Juni 1982

- Verordnung über See- und Flussufer van 29. Juni. 1983, Aendertma van
13. Novnber 1985

- Verordnung über die Anlagen für die Schiffahrt und den Wassersccrt van
24. Närz 1982

- RRB Nr. 0105 über e Bezeichnung der Flüsse nach Art. 11 Abs. 1 3auG van
8. Januar 1986

0. ENEflIE- UND In‘nCSWESE2T

- &ieruiesetz van 14. Mai 1981

- ?ilgareine ergievercrdnurq van 17. Fehrtar 1982

- Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstrar.srlagen
van 26. Juni 1902 (Elektrizitätsgeset2)

- Rohrleitungsgesetz van 6. Oktober 1983

E. u&asaun, l‘WPUR— UND IDsa1urz

- Bundesgesetz über den trs‘eltschutz van 7. Oktober 1983 (USG)

- Ltnschutzve.rordnirng van 15. Dez&nber 1986 (ISt)

- Kant. LarnschutzVemnung van 15. Mai 1990 (MEy)

- rnftreinia1te _rordnimg van 16. Dezeiter 1985 (IR‘t)

- Gesetz zur Reinhaltung der Luft van 16. Novatber 1989 (Lufthvgienesetz)

- Verordnung über den Vollzug des Gesetzes zur Reinhaltr.g der Luft van

23. Mai 1990 (11W)

- Verordnung über imn.eltgefährdende Stoffe vati 9. Juni 1986 (StCV)
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- Kantonaj.e Stoffverordnung van 16. Mai 1990 (KStoV)

- Verordnung tibet den Verkehr mit Scnderabfällen van 12. Novenber 1986 (WS)

- Technische Verordnung tibet Abfälle van 10. Dezetr 1990 (TVA)

- Gesetz tibet die .Abfäile van 7. Dezsnber 1986

- Verordnung über die UnvQe1tveräglichkeitsprüfung van 19. Oktober 1988

- Verordnung über die m‘eltverträg1ichkeitsprüfung van 16. Mai 1990 (KUVW)

- Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und
Ve1 van 20. Juni 1986

- Bundesgesetz über den Natur- und Heisttsdiutz van 1. Juli 1966

- Kantonale Naturschutzvercrdnung van 8. Fehruar 1972

- Gesetz über die ha1tung der Kunsta1tertiiur und Urkunden van 16.
1902

- Datet über den archäo1ischen Dienst van 23. Sectrter 1969

F. LAND— UND

- Bundesgesetz über die &taltung des bäuerlichen Grundbesitzes van 12. Juni
1551 ()

- C-esetz über das landwirtschaftliche Benredit van 5. Dezeter 1986 (B)

— Melicraticnsgesetz van 13. Noverter 1978

•

- Bundesgesetz betreffend. die eidgenössische Oberaufsicht tibet die Forst-
polizei van 11. Oktober 1902 (FPolG)

- Verordnur betreffend die eidgen6ssische. Oberaufsicht über die Forst-
polizei van 1. Oktober 1965 (FP01V)

- C-esetz über das Forstwesen van 1. Juli 1973

- Verordnung betreffend Bauten in Waldnähe van 23. Juli 1974

G. B‘ZJGES]?G

- Bundesgesetz über den &werb von Grundstücken durch Personal in Ansland
van 16. Dezertber 1983

- Verordnung ran über den Erwerb von Grundstücken durch Personal in
Pnsland van 13. Novanber 1985
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- Einfiflrangsgesetz vm Bundesgesetz van 16. Dezeiter 1983 Liter den werb
von Grundstücken durch Personen lan Ausland van 25. August 1987 0

- Bundesgesetz Liter die Arteit in Industrie, C-egerte und Handel van 13.
1964

- Gesetz Liter die Förderung der Wirtschaft van 12. Dezevter 1971

— Geerbsjesetz van 4. Mai 1969

- Voilziehungsvercrdnung zum C-e.ertesetz van 5. ?pril 1972

- C-astgeAeresetz van 11. Februar 1982

— Bundesgesetz Liter das FihK.esen van 28. Septsnber 1962

- Gesetz über die Vorführung von Fiiaren van 17. .Auril 1966

- Verordnung liter die gewerbsrässige Verandizig von Soielaoparaten van
26. Seetanber 1973

H. FEJI

- Gesetz über die C-ebäudeversicherung van 6. Juni 1971

- ratet über die Feuerlizei van 12. Februar 1976

— Feuer1izeiverordnung van 2. Juni. 1976

1. 9IVATES BAU— UND PFLANR1

- Schwtzeris&as Zivilgesetzbuch van 10. Dezetter 1907

- Ein±ührungsgesetz zinn Schweiz. Zivilgesetzbuch van 28. Mai. 1911

K. ELNDEWEN -

- C-eteindeesetz van 20. Mai 1973

- C-areindeverortung van 30. Novenber 1977

- crtslizeideicet van 27. Januar 1920

- Gesetz über das Vernessmgswesa‘i van 18. März 1867

- ratet Liter die Bereinigung der Geieir.degrenzen tn alten Kantonsteil van
11. Septanber 1878

- Verordni.mg Liter die Bereinigung und die Vennarc½mg der Geieindegranzen
van 22. Februar 1879
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L. VEREABRflS; RISPFIZ

- Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspf1e van 16. Dezetr
1943

- Bundesgesetz über das Vezwaltngsvez±a)ini van 20. Deznber 1968

- Gesetz über die Verwa1trgsrechtspfle van 23. Mai 1989

- Bundesgesetz über die teigrnmg van 20. Juni 1930

iteignungsgesetz van 3. Oktober 1963

i.. znnsaiurz

- Bundesgesetz über den Zivilschutz van 23. 2n 1962

- Ve.ar.hitmg des Bundesrates über den Zivilschutz van 27. Ncvenber 1978

- Bundesgesetz über die lichen Massriaimat im Zivilschutz van 4. Oktober
1963 (Schutzbautaigesetz)

- Einführungsgesetz (Stet den Zivilschutz van 3. Qktor 1965
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